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VERORDNUNG (EG) Nr. 1276/2008 DER KOMMISSION

vom 17. Dezember 2008

über die Überwachung der Ausfuhr von Agrarprodukten, für die
Ausfuhrerstattungen oder andere Beträge gezahlt werden, durch

Warenkontrolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Ok-
tober 2007 über eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit
Sondervorschriften für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Ver-
ordnung über die einheitliche GMO) (1), insbesondere auf Artikel 170
Buchstabe c und Artikel 194 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 über die Finanzie-
rung der gemeinsamen Agrarpolitik (2) erlassen die Mitgliedstaa-
ten im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und
Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen Maßnahmen, um
einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Gemein-
schaft zu gewährleisten, insbesondere um sich zu vergewissern,
dass die durch den Europäischen Garantiefonds für die Landwirt-
schaft und den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums finanzierten Maßnahmen tatsäch-
lich und ordnungsgemäß durchgeführt worden sind, Unregelmä-
ßigkeiten zu verhindern und zu verfolgen und die infolge von
Unregelmäßigkeiten oder Versäumnissen abgeflossenen Beträge
wieder einzuziehen.

(2) Mit Artikel 201 Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EG)
Nr. 1234/2007 wird die Verordnung (EWG) Nr. 386/90 des Rates
vom 12. Februar 1990 über die Kontrolle bei der Ausfuhr land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse, für die Erstattungen oder andere
Zahlungen geleistet werden (3) aufgehoben, während die Kom-
mission gemäß Artikel 194 Buchstabe a der Verordnung gleich-
zeitig verpflichtet ist, die Vorschriften für die von den Mitglied-
staaten anzuwendenden Verwaltungs- und Kontrollverfahren hin-
sichtlich der Einhaltung der Verpflichtungen zu beschließen, die
sich aus der Anwendung der Verordnung ergeben. Die Verord-
nung (EG) Nr. 2090/2002 der Kommission vom 26. November
2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 386/90 des Rates vom 12. Februar 1990 hinsichtlich der
Warenkontrolle bei der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse,
für die eine Erstattung gewährt wird (4) wurde in wesentlichen
Punkten geändert. Im Interesse der Klarheit und der Verwaltungs-
effizienz sollten daher die Verordnung (EG) Nr. 2090/2002 und
die Verordnung (EG) Nr. 3122/94 der Kommission vom 20. De-
zember 1994 zur Festlegung der Kriterien für die Risikoanalyse
bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen, für die eine Erstattung ge-
währt wird (5) aufgehoben und durch neue kohärente Vorschriften
ersetzt werden.

(3) Die Verordnungen (EG) Nr. 793/2006 der Kommission vom
12. April 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung
(EG) Nr. 247/2006 des Rates über Sondermaßnahmen im Bereich
der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in äußerster Randlage
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der Union (1), (EG) Nr. 967/2006 der Kommission vom 29. Juni
2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG)
Nr. 318/2006 des Rates hinsichtlich der Nichtquotenerzeugung
im Zuckersektor (2) und (EG) Nr. 1914/2006 der Kommission
vom 20. Dezember 2006 mit Durchführungsvorschriften zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates über Sondermaßnahmen
im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des
Ägäischen Meeres (3) nehmen auf die Anwendung von Waren-
kontrollen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 386/90 Bezug,
ohne dass Ausfuhrerstattungen mit im Spiel sind. Es ist daher
zu präzisieren, dass Warenkontrollen bei Vorgängen, die andere
Beträge betreffen und mit finanziellen Maßnahmen im Rahmen
des Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft und des
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums zusammenhängen, gemäß diesen neuen kohärenten
Vorschriften vorgenommen werden können.

(4) Bereits geltende Kontrollmaßnahmen sollten berücksichtigt wer-
den, vor allem jene, die mit der Verordnung (EG) Nr. 800/1999
der Kommission vom 15. April 1999 über gemeinsame Durch-
führungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen (4) und der Verordnung (EG) Nr. 2298/2001
der Kommission vom 26. November 2001 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Ausfuhr der im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe
gelieferten Erzeugnisse (5) eingeführt wurden.

(5) Um die von den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen zu ver-
bessern und zu harmonisieren, sollte ein gemeinschaftliches Über-
wachungssystem beibehalten werden, das insbesondere auf der
Warenkontrolle zum Zeitpunkt der Ausfuhr und auf der Prüfung
der Zahlungsanträge durch die Zahlstellen beruht und auch Er-
zeugnisse betrifft, die nach einem vereinfachten Verfahren ausge-
führt werden.

(6) Um das Substitutionsrisiko bei Ausfuhranmeldungen, die von ei-
ner Binnenzollstelle innerhalb eines Mitgliedstaats angenommen
wurden, auszuschließen, sollte die Zollstelle am Ort des Aus-
gangs aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft ein Minimum an
„Substitutionskontrollen“ durchführen. Je nach dem, an welchem
Ort diese Substitutionskontrollen stattfinden, sollten sie als ver-
einfachte Kontrollen erfolgen.

(7) Um zu entscheiden, ob Substitutionskontrollen oder besondere
Substitutionskontrollen erforderlich sind, sollte die Ausgangszoll-
stelle aktiv prüfen, dass Verschlüsse nicht entfernt und aufgebro-
chen wurden.

(8) Um sicherzustellen, dass die Ausgangszollstellen oder die Zoll-
stellen, denen das T5-Kontrollexemplar zugesandt wird, einheit-
lich vorgehen, und damit als Vorbedingung für die Gewährung
von Ausfuhrerstattungen keine Zweifel an der Nämlichkeit des
Erzeugnisses entstehen, sollten für den Fall, dass diese Zollstellen
feststellen, dass die beim Abgang angebrachten Plomben ohne
Zollaufsicht entfernt oder aufgebrochen wurden oder keine Frei-
stellung von der Verschlusspflicht gegeben war, besondere Sub-
stitutionskontrollen vorgesehen werden. Da in diesen Fällen ein
klarer Verdacht auf Substitution besteht, ist bei den besonderen
Substitutionskontrollen erhöhte Umsicht geboten und gegebenen-
falls auch eine Warenkontrolle erforderlich.

(9) Die Zahl der Warenkontrollen sollte zu der Zahl der jährlichen
Ausfuhranmeldungen in einem angemessenen Verhältnis stehen.
Die Erfahrung hat gezeigt, dass Warenkontrollen bei mindestens
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5 % der Ausfuhranmeldungen wirksam, verhältnismäßig und ab-
schreckend sind und es den Mitgliedstaaten ermöglichen, mittels
Risikomanagement zu entscheiden, ob sie den Mindestkontroll-
satz von 5 % je Erzeugnissektor anwenden oder auf alle Sekto-
ren, mit einem Mindestkontrollsatz von 2 % je Erzeugnissektor.
Um sicherzustellen, dass die Regelung umfassend angewandt
wird, sollten Ausfuhrzollstellen mit einer sehr kleinen Anzahl
von Ausfuhranmeldungen je Erzeugnissektor dennoch dafür
Sorge tragen, dass für jeden Erzeugnissektor mindestens eine
Kontrolle durchgeführt wird. Der Anteil an Ausfuhrerstattungen
für Waren, die nicht unter Anhang I des Vertrags fallen, stellt
kein hohes Risiko dar, wenngleich die Zahl der Ausfuhranmel-
dungen in diesem Sektor hoch ist. Um besseren Nutzen aus dem
Kontrollinstrument zu ziehen, sollte der Mindestkontrollsatz für
nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Waren daher herab-
gesetzt werden. Aus demselben Grund sollten die Mitgliedstaaten
auch die Möglichkeit haben, Ausfuhranmeldungen für kleine
Mengen oder einen auf 1 000 EUR begrenzten Erstattungsbetrag
nicht zu berücksichtigen.

(10) Nach den bisherigen Erfahrungen ist ein Mindestsatz von 10 %
für Verschlusskontrollen wirksam, verhältnismäßig und abschre-
ckend.

(11) Die Zahl der von den Ausgangszollstellen durchzuführenden Sub-
stitutionskontrollen und besonderen Substitutionskontrollen sollte
zur Zahl der pro Jahr vorgelegten Zollpapiere in einem angemes-
senen Verhältnis stehen. Die Erfahrung zeigt, dass es wirksam,
verhältnismäßig und abschreckend ist, wenn mindestens 8 % aller
Zollpapiere kontrolliert werden.

(12) Gemäß Artikel 4f der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kom-
mission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften (1) wenden die Zollbehörden Ri-
sikomanagementverfahren an, um die Höhe des Risikos zu be-
stimmen, das mit Waren verbunden ist, die der Zollkontrolle oder
zollamtlichen Überwachung unterliegen, und um zu entscheiden,
ob und gegebenenfalls wo die Waren besonderen Zollkontrollen
unterzogen werden. Zum Risikomanagement gehört die Analyse
von Risiken im Sinne von Artikel 4 Nummer 26 der Verordnung
(EWG) Nr. 2913/92. Gemäß Artikel 592e der Verordnung
(EWG) Nr. 2454/93 nimmt die zuständige Zollstelle nach Erhalt
der Zollanmeldung vor Überlassung der Waren zur Ausfuhr ge-
eignete Risikoanalysen und Zollkontrollen vor. Elektronisches
Risikomanagement ist gemäß Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1875/2006 der Kommission vom 18. Dezember 2006
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 mit Durch-
führungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (2) ab
dem 1. Juli 2009 verbindlich. Folglich sollte die Zollkontrolle
von Ausfuhranmeldungen gemäß Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 800/1999 ab diesem Datum der Risikoanalyse unter-
liegen.

(13) Die Risikoanalyse wurde 1994 mit Artikel 3 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 386/90 als fakultatives Kontrollinstrument
für Warenkontrollen bei Ausfuhranmeldungen und 1995 mit Arti-
kel 9 der Verordnung (EG) Nr. 2221/95 der Kommission vom
20. September 1995 zur Durchführung der Verordnung (EWG)
Nr. 386/90 des Rates hinsichtlich der Warenkontrolle bei der
Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse, für die eine Erstattung
gewährt wird (3) als fakultatives Kontrollinstrument für Substitu-
tionskontrollen eingeführt. Ein Satz anzuwendender Kriterien
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wurde mit der Verordnung (EG) Nr. 3122/94 festgelegt. Die An-
wendung der Risikoanalyse unterliegt dem in Artikel 6 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 angesprochenen Datenschutz.

(14) Die mit Risikoanalysen im Rahmen der Ausfuhrerstattungskon-
trollen gewonnene besondere Erfahrung sollte durch die allge-
meinverbindliche Einführung des Risikomanagements unter-
mauert werden.

(15) Die Organisation, die die besten Garantien bietet, ohne wirt-
schaftlichen Zwängen und Verwaltungskosten Vorschub zu leis-
ten, die schwerer wiegen als die greifbaren finanziellen Vorteile
für die Gemeinschaft, wäre grundsätzlich die, die Warenkontrol-
len bei der Ausfuhr und Buchprüfungen kombiniert. Aus diesem
Grunde sollten die Mitgliedstaaten die Warenkontrollen mit der
Buchprüfung koordinieren, die die zuständigen Stellen nach Maß-
gabe der Verordnung (EG) Nr. 485/2008 des Rates vom 26. Mai
2008 über die von den Mitgliedstaaten vorzunehmende Prüfung
der Maßnahmen, die Bestandteil des Finanzierungssystems des
Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft sind (1) im
nachhinein in den betreffenden Betrieben durchführen müssen.

(16) Mit der Verordnung (EG) Nr. 159/2008 der Kommission vom
21. Februar 2008 zur Änderung der Verordnungen (EG)
Nr. 800/1999 und (EG) Nr. 2090/2002 hinsichtlich der Waren-
kontrolle bei der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse, für die
eine Erstattung gewährt wird (2) wurden bestimmte Kontroll- und
Meldeschwellen von 200 EUR durch 1 000 EUR ersetzt. Es emp-
fiehlt sich, 1 000 EUR als Schwellenwert für die einschlägigen
geltenden Kontroll- und Meldepflichten vorzuschreiben.

(17) Zur Bewertung der Wirksamkeit der Risikoanalyse und der An-
wendung dieser Verordnung müssen die Mitgliedstaaten Kontroll-
berichte abfassen und jährlich Bewertungen der Durchführung
und der Wirksamkeit der gemäß dieser Verordnung durchgeführ-
ten Kontrollen und der zur Auswahl einer Warenkontrolle zu
unterziehenden Erzeugnisse angewandten Verfahren vorlegen.
Angesichts des Fortschritts der Informationstechnologie sollte
die Anforderung, dass der Jahresbericht auf einer ISO-9660-kom-
patiblen CD-ROM oder einem äquivalenten Datenträger zu über-
mitteln ist, dahingehend geändert werden, dass der Bericht künf-
tig anhand eines elektronischen Datenträgers zu übermitteln ist,
der eine redaktionelle Überarbeitung der Daten ausschließt.

(18) Risikomanagement wird im Rahmen des Zollkodex ab 1. Juli
2009 verbindlich sein, wird von einigen Mitgliedstaaten jedoch
möglicherweise schon früher angewandt. Soweit bereits ein an-
gemessenes Risikomanagement existiert, ist es gerechtfertigt, fle-
xible Kontrollstandards zu genehmigen. Die Mitgliedstaaten soll-
ten daher ermächtigt werden, flexible Kontrollstandards anzuwen-
den, sobald ein angemessenes Risikomanagementsystem operativ
ist, und die Kommission entsprechend unterrichten.

(19) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen
der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses für die gemein-
same Organisation der Agrarmärkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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KAPITEL I

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand und Geltungsbereich

Diese Verordnung enthält Verfahrensvorschriften für die Überwachung
der ordnungsgemäßen Durchführung von Vorgängen, die zur Zahlung
von Ausfuhrerstattungen und aller anderen Beträge im Sinne von Arti-
kel 2 Buchstabe a für Ausfuhrtransaktionen berechtigen.

Sie gilt unbeschadet der Vorschriften der Verordnung (EG)
Nr. 800/1999.

Diese Verordnung gilt nicht für Ausfuhren im Rahmen der gemein-
schaftlichen oder einzelstaatlichen Nahrungsmittelhilfe im Sinne der
Verordnung (EG) Nr. 2298/2001.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffsbestim-
mungen:

a) „Andere Beträge“: Vorgänge im Zusammenhang mit finanziellen
Maßnahmen im Rahmen des Europäischen Garantiefonds für die
Landwirtschaft und des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums gemäß den Verordnungen (EG)
Nr. 793/2006, (EG) Nr. 967/2006 und (EG) Nr. 1914/2006;

b) „Erzeugnisse“: die Erzeugnisse im Sinne von Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe a erster Gedankenstrich der Verordnung (EG)
Nr. 800/1999;

c) „Ausfuhrzollstelle“: die Zollstelle gemäß Artikel 5 Absatz 7 Buch-
stabe a der Verordnung (EG) Nr. 800/1999;

d) „Ausgangszollstelle“: die Zollstelle gemäß Artikel 793 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 2454/93;

e) „Zollstelle, der das T5-Kontrollexemplar zugesandt wird“: die Be-
stimmungszollstelle gemäß Artikel 912c der Verordnung (EWG)
Nr. 2454/93, einschließlich einer Zollstelle, der ein gleichwertiges
Papier zugesandt wird;

f) „Warenkontrolle“: die Überprüfung unter den Bedingungen von Ar-
tikel 5, ob die Angaben in der Ausfuhranmeldung oder — bei ande-
ren Beträgen — den Unterlagen gemäß den Verordnungen (EG)
Nr. 793/2006, (EG) Nr. 967/2006 und (EG) Nr. 1914/2006, ein-
schließlich Belegdokumenten, zu Erzeugnismenge, -art und -eigen-
schaften mit den Erzeugnissen übereinstimmen;

g) „Substitutionskontrolle“: eine Sichtkontrolle unter den Bedingungen
von Artikel 8, bei der überprüft wird, ob die Erzeugnisse mit den
Angaben auf dem Papier übereinstimmen, das die Erzeugnisse von
der Ausfuhrzollstelle zur Ausgangszollstelle oder zu der Zollstelle,
der das T5-Kontrollexemplar zugesandt wird, begleitet hat;

h) „besondere Substitutionskontrolle“: eine Substitutionskontrolle, die
von einer Sichtkontrolle bis hin zu einer Warenkontrolle reichen
kann und die unter den Bedingungen von Artikel 9 durchgeführt
werden muss, wenn Zweifel an der Unversehrtheit des Verschlusses
der Ausfuhrerzeugnisse bestehen;

i) „Sichtkontrolle“: eine Kontrolle durch sensorische Wahrnehmung,
auch mit technischem Gerät;
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j) „Dokument“: ein Papier oder ein gemäß der Verordnungen (EWG)
Nr. 2913/92, (EG) Nr. 885/2006 der Kommission (1) oder (EG)
Nr. 450/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) zuge-
lassener elektronischer Datenträger mit Angaben, die im Rahmen
dieser Verordnung relevant sind;

k) „gleichwertiges Dokument“: im Zusammenhang mit einem T5-Kon-
trollexemplar das nationale Dokument gemäß den Artikeln 8, 8a und
9 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999, das beizubringen ist, wenn ein
einzelstaatliches Verfahren im Sinne von Artikel 912a Absatz 5 der
Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 Anwendung findet;

l) „Erzeugnissektoren“: die Sektoren gemäß Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1234/2007, ausgenommen die Sektoren Getreide und Reis
im Sinne von Anhang I Teil I und Teil II der Verordnung, die als ein
einziger Erzeugnissektor behandelt werden, sowie nicht unter An-
hang I des Vertrags fallende Waren, die ebenfalls als ein einziger
Erzeugnissektor behandelt werden ;

▼M2
m) „Kontrollcode“: Angabe, ausgedrückt durch den Buchstaben „A“,

gefolgt von vier elektronisch erstellten, gedruckten oder deutlich
lesbar handgeschriebenen Ziffern.

▼B

Artikel 3

Kontrollarten

Die Mitgliedstaaten führen folgende Arten von Kontrollen durch:

a) nach Abschluss der Ausfuhrzollförmlichkeiten, jedoch vor der Über-
lassung zur Ausfuhr auf Basis von Belegdokumenten zur Ausfuhr-
anmeldung: Warenkontrollen für die betreffenden Erzeugnisse gemäß
Artikel 4;

b) Kontrollen der Unversehrtheit der Verschlüsse gemäß Artikel 7;

c) Substitutionskontrollen gemäß Artikel 8;

d) besondere Substitutionskontrollen gemäß Artikel 9; und

e) Prüfungen der Dokumente zu den Zahlungsanträgen gemäß Arti-
kel 12.

Für andere Beträge ist die Anwendung von Warenkontrollen in den
Verordnungen (EG) Nr. 793/2006, (EG) Nr. 967/2006 und (EG)
Nr. 1914/2006 festgelegt.

KAPITEL II

WARENKONTROLLEN

Artikel 4

Form und Zeitpunkt der Kontrollen

(1) Unbeschadet etwaiger besonderer Vorschriften für umfassendere
Kontrollen werden Warenkontrollen in Form häufiger und unangekün-
digter Stichprobekontrollen durchgeführt.

(2) Warenkontrollen, die dem Ausführer zuvor ausdrücklich oder
stillschweigend angekündigt wurden, gelten nicht als Kontrollen. Dieser
Absatz gilt nicht, wenn die Bücher eines Betriebs gemäß Anhang I
Nummer 3 geprüft werden.
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(3) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der Beginn der Wa-
renkontrolle im Betrieb des Ausführers gegenüber dem gemäß
Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 mitgeteilten
Beginn des Verladevorgangs variiert.

Artikel 5

Verfahrensvorschriften für die Kontrollen

(1) Kann bei einer Sichtkontrolle nicht zweifelsfrei festgestellt wer-
den, ob die Erzeugnisse der Beschreibung in der Nomenklatur für die
Ausfuhrerstattungen entsprechen, und sind zur Bestimmung der Güte-
klasse der Erzeugnisse sehr genaue Angaben über die Zutaten erforder-
lich, so überprüft die Zollstelle, ob diese Beschreibung mit der Beschaf-
fenheit des Erzeugnisses übereinstimmt.

(2) Soweit die Ausfuhrzollstelle dies für erforderlich hält, veranlasst
sie unter Angabe von Gründen, dass die Erzeugnisse in speziell ausge-
statteten und eigens zu diesem Zweck akkreditierten oder behördlich
zugelassenen Laboratorien analysiert werden. Richten sich der Erstat-
tungssatz oder andere Beträge nach dem Anteil eines bestimmten Be-
standteils, so zieht die Ausfuhrzollstelle im Rahmen der Warenkontrolle
repräsentative Proben, um deren Zusammensetzung von einem akkredi-
tierten oder behördlich zugelassenen Labor analysieren zu lassen.

Soweit ein und derselbe Ausführer regelmäßig Erzeugnisse mit ein und
demselben Code der Nomenklatur für die Ausfuhrerstattungen oder der
Kombinierten Nomenklatur exportiert und der Erstattungssatz vom An-
teil eines bestimmten Bestandteils abhängt, darf die Ausfuhrzollstelle
nur bei 50 % der Warenkontrollen, die bei diesem Ausführer vorge-
nommen werden, und sofern die Laboranalysen in den vergangenen
sechs Monaten in Bezug auf diesen Ausführer keine Nichtkonformitäten
mit finanziellen Auswirkungen in Höhe von über 1 000 EUR des Brut-
toerstattungsbetrags ergeben haben, repräsentative Proben ziehen. Wer-
den bei Laboranalysen in Bezug auf diesen Ausführer Nichtkonformitä-
ten mit finanziellen Auswirkungen in Höhe von über 1 000 EUR des
Bruttoerstattungsbetrags festgestellt, so zieht die Ausfuhrzollstelle Pro-
ben bei allen Warenkontrollen, denen dieser Ausführer in den folgenden
sechs Monaten unterzogen wird.

(3) Die in diesem Artikel vorgesehenen Kontrollen werden unbescha-
det etwaiger Maßnahmen durchgeführt, die die Zollbehörden möglicher-
weise treffen, um sicherzustellen, dass die Erzeugnisse das Zollgebiet in
dem Zustand verlassen, in dem sie sich zum Zeitpunkt der Erteilung der
Ausfuhrgenehmigung befanden.

(4) Die Ausfuhrzollstelle trägt dafür Sorge, dass Artikel 21 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 800/1999 eingehalten wird. Bestehen begründete
Zweifel an der einwandfreien und handelsüblichen Qualität eines Er-
zeugnisses, so überprüft die Ausfuhrzollstelle, ob die geltenden Gemein-
schaftsvorschriften, insbesondere die Tiergesundheits- und Pflanzen-
schutzvorschriften, eingehalten werden.

(5) Warenkontrollen bei Schüttgut, abgepackten Erzeugnissen und
Waren, die nicht unter Anhang I des Vertrags fallen, werden nach
den Verfahrensvorschriften gemäß Anhang I dieser Verordnung durch-
geführt.

Artikel 6

Kontrollsätze

(1) Unbeschadet der Bestimmungen der Absätze 2 bis 7 wird eine
repräsentative Auswahl von nicht weniger als 5 % der Ausfuhranmel-
dungen gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999, für die die
Ausfuhrerstattungen und anderen Beträge gemäß Artikel 1 beantragt
werden, einer Warenkontrolle unterzogen.
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Der Kontrollsatz gilt je

a) Ausfuhrzollstelle;

b) Kalenderjahr und

c) Produktsektor.

(2) Die Mitgliedstaaten können jedoch beschließen,

a) den Kontrollsatz von 5 % je Erzeugnissektor durch einen Satz von
5 % für alle Erzeugnissektoren zu ersetzen; in diesem Fall ist ein
Mindestkontrollsatz von 2 % je Erzeugnissektor verbindlich;

b) den Kontrollsatz von 5 % je Zollstelle durch einen Satz von 5 % für
ihr gesamtes Hoheitsgebiet und den Kontrollsatz von 5 % je Erzeug-
nissektor durch einen Satz von 5 % für alle Erzeugnissektoren zu
ersetzen; in diesem Fall ist ein Mindestkontrollsatz von 2 % je
Erzeugnissektor verbindlich.

(3) Wenn eine Ausfuhrzollstelle je Erzeugnissektor und Jahr weniger als
20 Ausfuhranmeldungen gemäß Absatz 1 annimmt, so ist bei Anwendung
von Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe a je Erzeugnissektor und Jahr mindes-
tens eine Ausfuhranmeldung einer Warenkontrolle zu unterziehen.

Diese Anforderung gilt nicht, wenn die Zollstelle die beiden ersten
Anmeldungen nicht aufgrund der Ergebnisse ihrer Risikoanalyse gemäß
Artikel 11 überprüft hat und wenn in diesem Erzeugnissektor anschlie-
ßend keine weiteren Ausfuhren getätigt werden.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2

a) gilt für nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Waren ein Min-
destkontrollsatz von 0,5 % je Zollstelle oder von 0,5 % für das
gesamte Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats. Der Prozent-
satz der an diesen Erzeugnissen vorgenommenen Warenkontrollen
wird bei der Berechnung des Kontrollsatzes von 5 % je Erzeugnis-
sektor oder des Gesamtkontrollsatzes von 5 % für alle Erzeugnissek-
toren zusammengerechnet nicht berücksichtigt;

b) kann der Mindestkontrollsatz für Warenkontrollen im Falle von Aus-
fuhrzollstellen, denen ein Produktsortiment aus höchstens zwei Erzeug-
nissektoren und von höchstens fünf Ausführern zur Ausfuhr gestellt
wird, auf 2 % je Erzeugnissektor gesenkt werden. Erzeugnissektoren
mit weniger als 20 Ausfuhranmeldungen pro Jahr und Zollstelle werden
bei der Bestimmung der Zahl der Erzeugnissektoren nicht berücksichtigt.
Die Ausfuhrzollstellen können diese Vorschriften auf Basis der statisti-
schen Angaben für das Vorjahr während eines ganzen Kalenderjahres
anwenden, selbst wenn im Jahresverlauf Ausfuhranmeldungen von wei-
teren Ausführern oder für weitere Erzeugnissektoren eingehen.

(5) Unbeschadet der Kontrollmaßnahmen gemäß Artikel 36 Absatz 4,
Artikel 37 Absatz 4 und Artikel 44 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 800/1999 können die Mitgliedstaaten im Falle von Lieferungen
im Sinne der Artikel 36 und 44 der Verordnung (EG) Nr. 800/1999
auf die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Waren- und Sub-
stitutionskontrollen verzichten.

▼C2
(6) Bei der Berechnung der Mindestsätze der gemäß diesem Artikel
durchzuführenden Kontrollen berücksichtigen die Mitgliedstaaten für die
Warenkontrollen keine Ausfuhranmeldungen, die sich beziehen

a) auf eine Menge von nicht mehr als

i) 25 000 kg im Falle von Getreide und Reis,

ii) 5 000 kg im Falle von nicht unter Anhang I des Vertrags fallen-
den Waren,

iii) 2 500 kg im Falle von anderen Erzeugnissen;

b) oder auf Erstattungsbeträge von weniger als 1 000 EUR.
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(7) Im Rahmen der Umsetzung der Bestimmungen der Absätze 5 und
6 erlassen die Mitgliedstaaten geeignete Vorschriften zur Verhütung von
Betrug und Missbrauch. Diesbezüglich durchgeführte Kontrollen können
zur Berechnung der Einhaltung der in diesem Artikel vorgesehenen
Mindestkontrollsätze angerechnet werden.

KAPITEL III

VERSCHLUSSKONTROLLEN

Artikel 7

Kontrollpflicht und Kontrollsätze

(1) Die Ausgangszollstelle oder die Zollstelle, der das T5-Kontroll-
exemplar zugesandt wird, kontrolliert die Unversehrtheit der Ver-
schlüsse.

(2) Der Kontrollsatz für Plomben beträgt mindestens 10 % der Ge-
samtzahl der T5-Kontrollexemplare oder gleichwertigen Dokumente, bei
denen es sich nicht um die für eine Substitutionskontrolle gemäß Arti-
kel 8 ausgewählten Dokumente handelt.

KAPITEL IV

SUBSTITUTIONSKONTROLLEN

Artikel 8

Kontrollort und Verfahrensvorschriften für die Kontrollen

(1) Soweit eine Ausfuhranmeldung von einer Ausfuhrzollstelle, bei
der es sich nicht um die Ausgangszollstelle oder die Zollstelle handelt,
der das T5-Kontrollexemplar zugesandt wird, angenommen wurde und
die Ausfuhrzollstelle keine Warenkontrolle durchgeführt hatte, nimmt
die Ausgangszollstelle nach den Bestimmungen dieses Artikels und un-
beschadet von nach Maßgabe anderer Vorschriften durchführten Kon-
trollen eine Substitutionskontrolle vor.

Handelt es sich bei der Ausgangszollstelle nicht um die Zollstelle, der
das T5-Kontrollexemplar zugesandt wird, so wird die Substitutionskon-
trolle von letzterer durchgeführt.

(2) Ist durch eine solche Sichtkontrolle der gesamten Ladung keine
hinreichende Substitutionskontrolle möglich, werden gemäß Artikel 5
andere Verfahren der Warenkontrolle, gegebenenfalls einschließlich Tei-
lentladung, verwendet.

Eine Analysestichprobe wird nur entnommen, wenn die Ausgangszoll-
stelle durch Sichtkontrolle und anhand der Angaben auf der Verpackung
und in den Papieren nicht überprüfen kann, ob die Erzeugnisse mit den
Angaben auf den Begleitpapieren übereinstimmen.

(3) Wurde auf Verlangen des Bestimmungsdrittlands zusätzlich zum
Zollverschluss ein Veterinärsiegel angebracht, so ist eine Substitutions-
kontrolle nur erforderlich, wenn Betrugsverdacht besteht.

Artikel 9

Besondere Substitutionskontrollen

(1) Die Ausgangszollstelle oder die Zollstelle, der das T5-Kontroll-
exemplar zugesandt wird, führt eine besondere Substitutionskontrolle
durch, wenn sich herausstellt, dass

a) die beim Abgang der Erzeugnisse angebrachten Verschlüsse ohne
Zollaufsicht entfernt wurden;
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b) die beim Abgang der Erzeugnisse angebrachten Verschlüsse aufge-
brochen wurden;

c) keine Freistellung von der Verschlusspflicht gemäß
Artikel 357 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 gewährt
wurde.

(2) Die Ausgangszollstelle oder die Zollstelle, der das T5-Kontroll-
exemplar zugesandt wird, entscheidet auf der Grundlage der Risikoana-
lyse gemäß Artikel 11, ob die besondere Substitutionskontrolle lediglich
die Substitutionskontrolle oder auch eine Warenkontrolle umfasst.

Artikel 10

Kontrollsätze

(1) Der Mindestsatz der Substitutionskontrollen gemäß Artikel 8 und
der besonderen Substitutionskontrollen gemäß Artikel 9, die in jedem
Kalenderjahr von der Ausgangszollstelle oder der Zollstelle, der das T5-
Kontrollexemplar zugesandt wird und an der die Erzeugnisse das Zoll-
gebiet der Gemeinschaft tatsächlich verlassen, vorgenommen werden,
darf insgesamt nicht weniger als 8 % der Zahl der T5-Kontrollexem-
plare und gleichwertigen Dokumente für Erstattungserzeugnisse betra-
gen.

▼C2
(2) Bei der Berechnung der Mindestsätze der gemäß diesem Artikel
durchzuführenden Kontrollen berücksichtigen die Mitgliedstaaten für
Substitutionskontrollen keine T5-Exemplare oder gleichwertigen Doku-
mente, die sich beziehen

a) auf eine Menge von nicht mehr als

i) 25 000 kg im Falle von Getreide und Reis,

ii) 5 000 kg im Falle von nicht unter Anhang I des Vertrags fallen-
den Waren,

iii) 2 500 kg im Falle von anderen Erzeugnissen;

b) oder auf Erstattungsbeträge von weniger als 1 000 EUR.

▼B
(3) Im Rahmen der Umsetzung der Bestimmungen von Absatz 2
erlassen die Mitgliedstaaten geeignete Vorschriften zur Verhütung von
Betrug und Missbrauch. Diesbezüglich durchgeführte Kontrollen können
zur Berechnung der Einhaltung der in diesem Artikel vorgesehenen
Mindestkontrollsätze angerechnet werden.

KAPITEL V

RISIKOMANAGEMENT

Artikel 11

Risikoanalyse

(1) Über Waren- und Substitutionskontrollen wird auf Basis eines
Risikomanagementsystems entschieden.

(2) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Risikoanalyse vor, um die Wa-
renkontrollen auf die Erzeugnisse, natürlichen und juristischen Personen
und Erzeugnissektoren konzentrieren zu können, bei denen das größte
Risiko besteht, dass die Vorgänge gemäß Artikel 1 nicht ordnungsge-
mäß abgewickelt werden.

(3) Unbeschadet von Artikel 592e der Verordnung (EWG)
Nr. 2454/93 führen die Mitgliedstaaten ihre Risikoanalyse unter Berück-
sichtigung der vorliegenden Verordnung bzw. der Kriterien gemäß An-
hang II durch.
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(4) Auf der Grundlage der bisherigen Erfahrungen prüfen die Mit-
gliedstaaten und die Kommission gemeinsam die Zuverlässigkeit und
Relevanz der Kriterien gemäß Anhang II, damit das Risikomanagement-
system und die Entscheidungsparameter erforderlichenfalls angepasst
werden können, um die Wirksamkeit und Ausrichtung der Waren-
und Substitutionskontrollen zu verbessern.

(5) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über

▼M1
a) die Maßnahmen, einschließlich der Anweisungen nationaler Behör-

den, die zur Entscheidung auf Basis der Risikoanalyse und unter
Berücksichtigung der Kriterien gemäß Anhang II getroffen wurden;

▼B
b) die anzuwendenden Kontrollprozentsätze gemäß Artikel 6;

c) Einzelfälle, die für andere Mitgliedstaaten von Interesse sein könn-
ten.

Mitgliedstaaten, auf die Artikel 18 Absatz 3 Buchstabe a zutrifft, unter-
richten die Kommission bis 1. Juli 2009.

KAPITEL VI

KOORDINATION UND VERWALTUNGSBERICHTE

ABSCHNITT 1

Koordination

Artikel 12

Prüfung durch die Zahlstellen

Die Zahlstellen überprüfen sämtliche für die betreffende Zahlung maß-
gebenden Teile der Zahlungsanträge anhand der zugehörigen Unterlagen
und anderer vorliegender Informationen, insbesondere anhand der Aus-
fuhrpapiere und der Vermerke der Zollstellen.

Artikel 13

Koordination von Risikoanalyse und Kontrollen

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Informationen zur
Risikoanalyse von einer einzigen Stelle koordiniert werden.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die einzelnen Handelsteil-
nehmern auferlegten Kontrollen koordiniert und die Kontrollen gemäß
den Artikeln 5, 8 und 9 und die Kontrollen gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 485/2008 zusammengelegt werden.

Diese koordinierten Kontrollen werden auf Initiative oder auf Antrag
der Kommission oder der für die Warenkontrollen verantwortlichen
Zollbehörden oder der die Zahlungsanträge prüfenden Zahlstellen oder
der für die Buchprüfung zuständigen Behörden durchgeführt.

ABSCHNITT 2

Verwaltungsberichte

Artikel 14

Berichte über Warenkontrollen

(1) Jede Ausfuhrzollstelle trifft alle erforderlichen Vorkehrungen, um
zu gewährleisten, dass die Einhaltung des Prozentsatzes der Warenkon-
trollen gemäß Artikel 6 jederzeit überprüft werden kann.
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Dabei wird für jeden einzelnen Erzeugnissektor Folgendes berücksich-
tigt:

a) die Zahl der für Warenkontrollen in Frage kommenden Ausfuhran-
meldungen;

b) die Zahl der durchgeführten Warenkontrollen.

(2) Der zuständige Zollbeamte verfasst über jede Warenkontrolle ei-
nen ausführlichen Kontrollbericht.

Die Kontrollberichte enthalten zumindest folgende Angaben:

a) Ort, Datum und Uhrzeit der Ankunft, Uhrzeit des Abschlusses der
Warenkontrolle; Transportmittel der Erzeugnisse; die Angabe, Zu-
stand des Transportmittels zu Beginn des Kontrollverfahrens (leer,
teilbeladen oder vollständig beladen); Zahl der für Laboranalysen
entnommenen Proben; Name und Unterschrift des zuständigen Be-
amten sowie

b) Datum und Uhrzeit des Eingangs der Informationen gemäß
Artikel 5 Absatz 7 Buchstabe b der Verordnung (EG)
Nr. 800/1999; angegebene Uhrzeiten für Beginn und Abschluss
des Verladens der Erzeugnisse auf das Transportmittel.

Unbeschadet des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 885/2006 werden
die Kontrollberichte und das Dokument, aus dem hervorgeht, warum die
betreffende Ausfuhranmeldung einer Warenkontrolle unterzogen wurde,
ab dem Jahr der Ausfuhr drei Jahre lang in der Zollstelle, die die
Warenkontrolle durchgeführt hat, oder an einem anderen Ort in dem
betreffenden Mitgliedstaat zur Einsicht aufbewahrt.

▼M2

Artikel 15

T5-Kontrollexemplar

(1) Für die Anwendung von Artikel 912c Absätze 3 und 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 vermerkt die Ausfuhrzollstelle gege-
benenfalls in dem T5-Kontrollexemplar oder dem die Erzeugnisse be-
gleitenden gleichwertigen Dokument die jeweiligen in Anhang IIa der
vorliegenden Verordnung aufgeführten Kontrollcodes nach folgenden
Regeln:

a) die Ausfuhrzollstelle vermerkt in Feld D den entsprechenden Kon-
trollcode gemäß Anhang IIa Teil 1, aus dem hervorgeht, ob

i) eine Warenkontrolle der Ausfuhrerstattungswaren gemäß Arti-
kel 4 der vorliegenden Verordnung stattgefunden hat,

ii) eine Analyse gemäß Artikel 51 der Verordnung (EG)
Nr. 1043/2005 der Kommission (1) durchgeführt wurde,

iii) es sich um Nahrungsmittelhilfeexporte im Sinne der
Verordnung (EG) Nr. 2298/2001 handelt, die von den Waren-
kontrollen ausgenommen sind;

b) die Ausgangszollstelle oder die Zollstelle, der das T5-Kontroll-
exemplar zugesandt wird, vermerkt nach Kontrolle der Unversehrt-
heit der Verschlüsse gemäß Artikel 7 der vorliegenden Verordnung
in Feld J den entsprechenden Kontrollcode gemäß Anhang IIa Teil 2,
aus dem hervorgeht, ob

i) der Verschluss konform ist oder ob das Fehlen eines Verschlusses
gerechtfertigt ist gemäß Artikel 5 Absatz 8 der Verordnung (EG)
Nr. 612/2009 der Kommission (2),

ii) der Verschluss fehlt oder zerstört wurde;
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c) die Ausgangszollstelle oder die Zollstelle, der das T5-Kontroll-
exemplar zugesandt wird, vermerkt in Feld J den entsprechenden
Kontrollcode gemäß Anhang IIa Teil 3, aus dem Folgendes hervor-
geht:

i) die Ergebnisse der Substitutionskontrolle gemäß Artikel 8 dieser
Verordnung sind konform;

ii) im Rahmen der Substitutionskontrolle gemäß Artikel 8 oder der
besonderen Substitutionskontrolle gemäß Artikel 9 dieser Ver-
ordnung wurde eine Probe gezogen, aber die Ergebnisse liegen
noch nicht vor, da die Überprüfung durch die Laboranalysen
noch nicht abgeschlossen ist;

iii) die Ergebnisse der besonderen Substitutionskontrolle gemäß Ar-
tikel 9 sind konform;

iv) die Ergebnisse der Substitutionskontrolle gemäß Artikel 8 oder
der besonderen Substitutionskontrolle gemäß Artikel 9 sind nicht
konform.

(2) Die Ausgangszollstelle oder die Zollstelle, der das T5-Kontroll-
exemplar zugesandt wird, vermerkt in Feld J des T5-Kontrollexemplars
ihre Zollstellenkennnummer gemäß Anhang 37c Nummer 8 der
Verordnung (EWG) Nr. 2454/93.

In den Fällen gemäß Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii vermerkt die be-
treffende Zollstelle, sobald die Überprüfung abgeschlossen ist, die Er-
gebnisse dieser Überprüfung in Feld J einer Kopie des bereits über-
mittelten T5-Kontrollexemplars anhand des entsprechenden Kontrollco-
des gemäß Absatz 1 Buchstabe c.

In den Fällen gemäß Absatz 1 Buchstabe c Ziffer iv trifft die Zollstelle,
die die Feststellungen gemacht hat, folgende Maßnahmen:

a) sie fügt der Kopie des T5-Kontrollexemplars, die gemäß
Artikel 912c Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 an die
Zahlstelle zurückgesandt wird, eine Kopie des Kontrollberichts ge-
mäß Absatz 5 des vorliegenden Artikels bei, in dem angegeben ist,
welche Kontrollen durchgeführt wurden und warum möglicherweise
gegen die einschlägigen Vorschriften für Ausfuhrerstattungen versto-
ßen wurde, und

b) sie fordert die Zahlstelle auf, sie über die Maßnahmen, die infolge
der Feststellungen getroffen wurden, zu unterrichten.

(3) Wurde die Auswahl für die Kontrollen der Unversehrtheit der
Verschlüsse gemäß Artikel 7 oder für die Substitutionskontrolle gemäß
Artikel 8 bzw. für die besondere Substitutionskontrolle gemäß Artikel 9
und somit die Anwendung des Risikomanagements aufgrund unvoll-
ständiger Angaben im T5-Kontrollexemplar erschwert, so vermerkt die
Ausgangszollstelle oder die Zollstelle, der das T5-Kontrollexemplar zu-
gesandt wird, in Feld J als zusätzliche Information einen der Kontroll-
codes gemäß Anhang IIa Teil 4.

(4) Die Ausgangszollstellen oder die Zollstellen, denen das T5-Kon-
trollexemplar zugesandt wird, tragen dafür Sorge, dass der Kommission
jederzeit folgende Informationen zur Verfügung gestellt werden:

a) Angaben über die Zahl der T5-Kontrollexemplare und gleichwerti-
gen Dokumente, die bei den Kontrollen der Unversehrtheit der Ver-
schlüsse gemäß Artikel 7, den Substitutionskontrollen gemäß Arti-
kel 8 und den besonderen Substitutionskontrollen gemäß Artikel 9
berücksichtigt wurden;

b) Angaben über die Zahl der durchgeführten Kontrollen der Unver-
sehrtheit der Verschlüsse gemäß Artikel 7;

c) Angaben über die Zahl der durchgeführten Substitutionskontrollen
gemäß Artikel 8;
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d) Angaben über die Zahl der durchgeführten besonderen Substitutions-
kontrollen gemäß Artikel 9.

Ein Duplikat oder eine Abschrift des Dokuments wird in der Ausgangs-
zollstelle oder der Zollstelle, der das T5-Kontrollexemplar bzw. das
gleichwertige Dokument zugesandt wird, aufbewahrt und zur Einsicht
zur Verfügung gehalten.

(5) Der zuständige Zollbeamte verfasst über jede von ihm durchge-
führte Substitutionskontrolle gemäß Artikel 8 und besondere Substitu-
tionskontrolle gemäß Artikel 9 einen Bericht.

Dieser Bericht dient der Überwachung der durchgeführten Kontrollen
und trägt das Datum und den Namen des verantwortlichen Zollbeamten.
Unbeschadet des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 885/2006 wird der
Bericht in der Zollstelle, die die Kontrolle durchgeführt hat, oder an
einem anderen Ort in dem betreffenden Mitgliedstaat ab dem Jahr der
Ausfuhr drei Jahre lang zur Einsicht aufbewahrt.

▼B

Artikel 16

Jahresbericht

Bis zum 1. Mai jedes Jahres übermitteln die Mitgliedstaaten der Kom-
mission einen Bericht über Durchführung und Wirksamkeit der nach
Maßgabe dieser Verordnung durchgeführten Kontrollen und der zur
Entscheidung über die einer Warenkontrolle zu unterziehenden Erzeug-
nisse angewandten Verfahren. Der Bericht enthält die in Anhang VIII
vorgegebenen Angaben zu Ausfuhranmeldungen, die zwischen dem
1. Januar und dem 31. Dezember des Vorjahres angenommen wurden.

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die Berichte auf einem
elektronischen Datenträger, der jede redaktionelle Überarbeitung der
Daten ausschließt, in Papierform oder gegebenenfalls in elektronischer
Form; sie verwenden dazu das Formular, das die Kommission den Mit-
gliedstaaten zu diesem Zweck zur Verfügung stellt.

KAPITEL VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 17

Aufhebungen

Die Verordnungen (EG) Nr. 3122/94 und (EG) Nr. 2090/2002 werden
aufgehoben.

Verweise auf die aufgehobenen Verordnungen und auf die Verordnung
(EWG) Nr. 386/90 gelten als Verweise auf die vorliegende Verordnung
und sind nach der Entsprechungstabelle in Anhang IX zu lesen.

Artikel 18

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2009.

Dagegen gelten die Vorschriften von Kapitel V in Bezug auf Waren-
kontrollen sowie Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2, Artikel 6 Absatz 2,
Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 und Artikel 6 Absatz 4

a) für Mitgliedstaaten, die die Kommission gemäß Artikel 3 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 3122/94 unterrichtet haben: ab dem 1. Ja-
nuar 2009;
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b) für andere Mitgliedstaaten: ab dem Tag, den jeder Mitgliedstaat
selbst bestimmt und der Kommission mitteilt, oder ab dem 1. Juli
2009, je nachdem, welcher Zeitpunkt früher eintritt.

Die Vorschriften von Kapitel V in Bezug auf Substitutionskontrollen
gelten ab dem Tag, den jeder Mitgliedstaat selbst bestimmt und der
Kommission mitteilt, oder ab dem 1. Juli 2009, je nachdem, welcher
Zeitpunkt früher eintritt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat.
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ANHANG I

VERFAHRENSVORSCHRIFTEN FÜR WARENKONTROLLEN

1. Schüttgut

1.1. Verwendet ein Ausführer verschlossene automatische Ladevorrichtungen
mit geeichten automatischen Waagen für das Verladen von Schüttgut, so
kontrolliert die Ausfuhrzollstelle durch Bestimmung der Menge mit Hilfe
der geeichten automatischen Waage, ob die Erzeugnisse mit den Angaben
in der Ausfuhranmeldung übereinstimmen, und überprüft Art und Beschaf-
fenheit der Erzeugnisse anhand repräsentativer Stichproben.

Im Stichprobeverfahren kontrolliert die Ausfuhrzollstelle ferner, dass

i) das Wiege- und Ladesystem es ausschließt, dass Erzeugnisse innerhalb
dieser geschlossenen Kreisläufe umgeleitet oder anderweitig manipuliert
werden;

ii) die Fristen für das Nacheichen der Waagen nicht abgelaufen und bei
geschlossenen Waagen die Verschlüsse intakt sind;

iii) die gewogenen Sendungen tatsächlich in das vorgesehene Transport-
mittel verladen werden;

iv) die in den Wiegebüchern bzw. Wiegebescheinigungen eingetragenen
Daten mit den Angaben in den Ladepapieren übereinstimmen.

1.2. In Ausnahmefällen, in denen die Menge des Schüttguts nicht von einer
geeichten automatischen Waage bestimmt wird, wendet die Zollstelle ein
anderes unter kommerziellen Gesichtspunkten zufriedenstellendes Kontroll-
verfahren an.

1.3. Bezieht sich eine Ausfuhranmeldung lediglich auf einen Teil der Fracht
eines Schiffes, so beaufsichtigt die Zollstelle den tatsächlichen Abgang
der gesamten Ladung. Zu diesem Zweck überprüft die Zollstelle nach Be-
endigung des Ladevorgangs das Gesamtgewicht der geladenen Fracht an-
hand der Angaben gemäß Punkt 1.1 bzw. 1.2 und gegebenenfalls anhand
der Angaben in den Handelspapieren.

2. Stückgut

2.1. Meldet ein Ausführer Erzeugnisse an, die mit Hilfe automatischer Beutel-,
Dosen-, Flaschenabfüllanlagen usw. und geeichter automatischer Dosierma-
schinen abgepackt werden oder in Fertigpackungen oder Flaschen im Sinne
der Richtlinien 75/106/EWG (1), 75/107/EWG (2) und 76/211/EWG (3) des
Rates abgefüllt werden, so sind die Beutel, Dosen, Flaschen usw. grund-
sätzlich vollständig zu zählen und Art und Beschaffenheit der Erzeugnisse
sind anhand repräsentativer Stichproben von der Ausfuhrzollstelle zu über-
prüfen. Gewicht bzw. Volumen werden mittels geeichter automatischer
Dosiermaschinen oder anhand der Fertigpackungen oder Flaschen im Sinne
der genannten Richtlinie bestimmt. Die Ausfuhrzollstelle kann einen Beu-
tel, eine Dose oder eine Flasche messen oder wiegen.

2.2. Ist die Anlage mit einer geeichten Zählautomatik ausgestattet, so können
die Ergebnisse des Zählers für die Mengenkontrolle herangezogen werden.
Die Bestimmungen gemäß Punkt 1.1 gelten entsprechend.

2.3. Verwendet ein Ausführer mit Kisten, Dosen usw. beladene Paletten, so
wählt die Ausfuhrzollstelle repräsentative Paletten aus und überprüft, ob
die Zahl der darauf verladenen Kisten, Dosen usw. der angemeldeten
Zahl entspricht. Aus diesen Paletten wählt sie anschließend eine Reihe
repräsentativer Kisten, Dosen usw. aus und überprüft die Zahl der darin
befindlichen Flaschen, Einheiten usw.

2.4. Verwendet der Ausführer keine der unter den Punkten 2.1 und 2.2 genann-
ten Anlagen/Maschinen, so zählt die Ausfuhrzollstelle die Beutel, Dosen
usw. aus. Art, Beschaffenheit und Gewicht/Volumen werden anhand reprä-
sentativer Stichproben überprüft. Die Bestimmungen gemäß Punkt 2.3 gel-
ten entsprechend.
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2.5. Sind im Falle von Punkt 2.1 und 2.2 der Inhalt und das genaue Gewicht auf
der unmittelbaren Umhüllung der Erzeugnisse angegeben, so müssen diese
Angaben nur bei 50 % der Warenkontrollen überprüft werden, wenn diese
Erzeugnisse in für den Großhandel bestimmten Behältnissen oder Packstü-
cken aufgemacht sind, regelmäßig von ein und demselben Ausführer aus-
geführt werden und in den letzten sechs Monaten kein Fall der Nichtkon-
formität mit finanziellen Auswirkungen in Höhe von über 1 000 EUR fest-
gestellt wurde.

3. Nicht unter Anhang I des Vertrags fallende Waren

3.1. Bei nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren, die für den Ein-
zelhandel abgepackt sind oder die auf ihrer unmittelbaren Umhüllung mit
Inhalts- und Gewichtsangaben angemessen gekennzeichnet sind und die
entweder die Bedingungen gemäß Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1043/2005 der Kommission (1) erfüllen oder für deren Herstellung
die in Anhang III derselben Verordnung aufgeführten Mengen verwendet
wurden, kontrolliert die Ausfuhrzollstelle zunächst, ob Gewicht und Inhalt
der nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden und in unmittelbarer Um-
hüllung aufgemachten Waren mit den Angaben auf der unmittelbaren Um-
hüllung übereinstimmen. Sie kann eine unverpackte Einheit verwiegen.
Anschließend wird die Gesamtmenge der nicht unter Anhang I des Vertrags
fallenden und in unmittelbarer Umhüllung aufgemachten Waren prinzipiell
durch Auszählen und/oder Verwiegen bestimmt.

Die Bestimmungen der Punkte 2.1 bis 2.5 gelten entsprechend.

3.2. Die Zollstelle kann eine Probe ziehen, um zu überprüfen, dass Erzeugnisse
nicht ausgetauscht wurden.

3.3. Die Erzeugnismenge, die zur Herstellung von nicht unter Anhang I des
Vertrags fallenden Waren verwendet wurde, kann von der Ausfuhrzollstelle
als richtig unterstellt werden, wenn Beschreibung und Inhaltsangabe auf der
unmittelbaren Umhüllung mit den Angaben in der Ausfuhranmeldung oder
der eingetragenen Herstellungsformel übereinstimmen.

Haben die zuständigen Behörden die Herstellungsformel noch nicht geprüft,
so veranlasst die Ausfuhrzollstelle, dass Herstellungsformel und Nämlich-
keit der Erzeugnisse vom Prüfer der zuständigen Behörde nachträglich
überprüft werden.

Zur Anwendung dieses Verfahrens zur Überprüfung der Zusammensetzung
von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren legen die Mitglied-
staaten im Voraus ein Verfahren fest, wonach

i) die Zusammensetzung der nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden
Waren anhand der Bücher und der einschlägigen Herstellungsunterla-
gen überprüft werden kann,

ii) die Übereinstimmung der hergestellten, nicht unter Anhang I des Ver-
trags fallenden Waren mit den Angaben in der Ausfuhranmeldung und
der Herstellungsformel und mit den auszuführenden Erzeugnissen an-
hand der Produktionsunterlagen des Unternehmens überprüft wird und

iii) der Prüfer der zuständigen Behörde im Nachhinein überprüfen kann, ob
die ausgeführten Erzeugnisse mit den Angaben in der betreffenden
Ausfuhranmeldung, der Herstellungsformel und den hergestellten Er-
zeugnissen übereinstimmen.

3.4. In Fällen, in denen das Verfahren gemäß den Punkten 3.1 bis 3.3 nicht
angewandt wird, zieht die Ausfuhrzollstelle unbeschadet der Bestimmungen
von Artikel 49 der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 repräsentative Proben.
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ANHANG II

KRITERIEN FÜR DIE RISIKOANALYSE GEMÄSS ARTIKEL 11

1. Kriterien betreffend die Erzeugnisse:

a) Ursprung,

b) Art,

c) Beschaffenheit nach Maßgabe der Erstattungsnomenklatur,

d) Wert,

e) zollrechtlicher Status,

f) Risiko eines falschen Zolltarifs,

g) Erstattungsbetrag aufgrund der technischen Merkmale und der Aufma-
chung der Erzeugnisse (Fett, Wasser, Fleisch, Aschegehalt, Verpackung
usw.),

h) neu erstattungsfähig,

i) Menge,

j) Analysen früherer Proben,

k) verbindliche Zolltarifauskunft (VZTA);

2. Kriterien betreffend den Handel:

a) Häufigkeit,

b) Vorliegen eines ungewöhnlichen Handels und/oder Entwicklung eines
neuen Handels,

c) Verkehrsverlagerungen;

3. Kriterien betreffend die Erstattungsnomenklatur:

a) Erstattungsrate,

b) Nomenklaturen, in deren Rahmen die meisten Ausfuhrerstattungen ge-
zahlt werden,

c) Risiken falscher Erstattungsraten aufgrund der technischen Merkmale
und der Aufmachung der Erzeugnisse (Fett, Wasser, Fleisch, Aschege-
halt, Verpackung usw.);

4. Kriterien betreffend die Ausführer:

a) zollrechtlicher Status (z. B. zugelassener Wirtschaftsbeteiligter),

b) Ruf und Glaubwürdigkeit,

c) finanzielle Lage,

d) Auftreten neuer Ausführer,

e) Ausfuhren, bei denen auf den ersten Blick das wirtschaftliche Motiv
nicht erkennbar ist,

f) frühere Streitfälle, insbesondere Betrugsfälle;

5. Kriterien betreffend Unregelmäßigkeiten: festgestellte oder mutmaßliche
Unregelmäßigkeiten in bestimmten Erzeugnissektoren;

6. Kriterien betreffend die Zollabfertigung:

a) normales Anmeldeverfahren,

b) vereinfachtes Anmeldeverfahren,

c) Annahme der Ausfuhranmeldung in Anwendung der Artikel 790 und
791 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93;

7. Kriterien betreffend die Regelungen für die Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen:

a) Direkteinfuhren,

b) Lebensmittelversorgung;
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8. besondere Kriterien betreffend die Substitutionskontrollen:

a) Ausfuhrbestimmung,

b) Logistik der Ausgangszollstelle: neuer oder ungewöhnlicher Weg oder
Verkehr; Warenbewegung von einer anderen Ausgangszollstelle,

c) ungewöhnlich lange Fahrtzeit von der Ausfuhrzollstelle,

d) Ankunft außerhalb der normalen Zeiten oder des/der normalen Hafens/-
Grenze,

e) Verschlussnummer entspricht nicht der Nummer in der Anmeldung,

f) Warencode und Warenbeschreibung stimmen nicht überein,

g) augenscheinlich falsche Gewichtsangabe,

h) für die Erzeugnisse unangemessenes Transportmittel,

i) Höhe des Erstattungsbetrags.
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ANHANG IIa

Kontrollcodes für die Kontrollen, die von der Ausfuhrzollstelle, der
Ausgangszollstelle oder der Zollstelle, der das T5-Kontrollexemplar

zugesandt wird, durchgeführt wurden

TEIL 1

Ergebnisse der Kontrollen gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe a
der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008

Kontrollcode

Es wurde eine Warenkontrolle der Ausfuhrerstattungswa-
ren gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1276/2008 durchgeführt.

A1000

Es wurde eine Analyse gemäß Artikel 51 der
Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 durchgeführt.

A1100

Es handelt sich um Nahrungsmittelhilfeexporte im Sinne
der Verordnung (EG) Nr. 2298/2001, die von den Wa-
renkontrollen ausgenommen sind.

A1200

TEIL 2

Ergebnisse der Kontrollen gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe b
der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008

Kontrollcode

Der Verschluss ist konform oder das Fehlen eines Ver-
schlusses ist gemäß Artikel 5 Absatz 8 der
Verordnung (EG) Nr. 612/2009 gerechtfertigt.

A2000

Der Verschluss fehlt oder wurde zerstört. A2100

TEIL 3

Ergebnisse der Kontrollen gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c
der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008

Kontrollcode

Die Ergebnisse der Substitutionskontrolle gemäß Arti-
kel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008 sind konform.

A3000

Im Rahmen der Substitutionskontrolle gemäß Artikel 8
oder der besonderen Substitutionskontrolle gemäß Arti-
kel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008 wurde eine
Probe gezogen, aber die Ergebnisse liegen noch nicht
vor, da die Überprüfung durch die Laboranalysen noch
nicht abgeschlossen ist.

A3100

Die Ergebnisse der besonderen Substitutionskontrolle ge-
mäß Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008 sind
konform.

A3200
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Ergebnisse der Kontrollen gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c
der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008

Kontrollcode

Die Ergebnisse der Substitutionskontrolle gemäß Arti-
kel 8 oder der besonderen Substitutionskontrolle gemäß
Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1276/2008 sind nicht
konform.

A3300

TEIL 4

Ergebnisse der Kontrollen gemäß Artikel 15 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1276/2008

Kontrollcode

Die Anwendung des Risikomanagements wurde dadurch
erschwert, dass der Erstattungssatz im T5-Kontroll-
exemplar oder in dem gleichwertigen Dokument nicht
angegeben war, ohne dass der Ausführer gemäß Artikel 9
der Verordnung (EG) Nr. 612/2009 von dieser Auflage
befreit war.

A4000

Die Anwendung des Risikomanagements wurde durch
das Fehlen des Vermerks gemäß Artikel 8 und
Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 612/2009 im T5-
Kontrollexemplar oder in einem gleichwertigen Doku-
ment erschwert.

A4100

Die Anwendung des Risikomanagements wurde dadurch
erschwert, dass das T5-Kontrollexemplar oder das
gleichwertige Dokument an anderer Stelle nicht ord-
nungsgemäß oder unvollständig ausgefüllt war.

A4200

__________
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ANHANG VIII

Angaben im Jahresbericht gemäß Artikel 16

1. Kontrollen an der Ausfuhrzollstelle

1.1. Zahl der Ausfuhranmeldungen je Erzeugnissektor und Zollstelle, die zur
Berechnung des Mindestkontrollsatzes herangezogen und nicht gemäß
Artikel 6 Absatz 6 ausgeschlossen sind. Wendet der Mitgliedstaat
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b an, so enthält der Bericht Angaben über
die Gesamtzahl der Ausfuhranmeldungen je Erzeugnissektor in seinem Ho-
heitsgebiet, die zur Berechnung des Mindestkontrollsatzes herangezogen
und nicht gemäß Artikel 6 Absatz 6 ausgeschlossen sind.

1.2. Zahl und Prozentsatz der je Erzeugnissektor und Zollstelle durchgeführten
Warenkontrollen. Wendet der Mitgliedstaat Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b
an, so enthält der Bericht Angaben über die Gesamtzahl und den Prozent-
satz der je Erzeugnissektor in seinem Hoheitsgebiet durchgeführten Waren-
kontrollen.

1.3. Gegebenenfalls eine Liste der Zollstellen, die den Kontrollsatz gemäß
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b verringern. Wendet der Mitgliedstaat
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b sowie Artikel 6 Absatz 4 an, so enthält
der Bericht Angaben über die Zahl und den Prozentsatz der durchgeführten
Warenkontrollen, die je Erzeugnissektor und Zollstelle in diesem Artikel
vorgegeben sind.

1.4. Zahl der Kontrollen je Erzeugnissektor, bei denen Unregelmäßigkeiten fest-
gestellt wurden, und die Zahl der festgestellten Unregelmäßigkeiten mit
finanziellen Auswirkungen, die über einen Erstattungsbetrag von 1 000
EUR hinausgehen, gegebenenfalls mit Angabe der für die Meldung gemäß
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1848/2006 der Kommission (1) ver-
wendeten Referenznummer.

1.5. Gegebenenfalls die aktualisierte Zahl der Unregelmäßigkeiten gemäß Arti-
kel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1848/2006, die der Kommission in früheren
Berichten gemeldet wurden.

1.6. Höhe der je Erzeugnissektor beantragten Erstattungen für Ausfuhranmel-
dungen, bei denen Warenkontrollen vorgenommen wurden.

2. Substitutionskontrollen an den Ausgangszollstellen

2.1. Zahl der T5-Kontrollexemplare und gleichwertigen Dokumente je Aus-
gangszollstelle oder je Zollstelle, der das T5-Kontrollexemplar zugesandt
wird und an der die Erzeugnisse, für die eine Erstattung beantragt wird, das
Zollgebiet der Gemeinschaft verlassen, eingetragen als

a) Zahl der T5-Kontrollexemplare und gleichwertigen Dokumente für Aus-
fuhrerzeugnisse, die einer Warenkontrolle im Sinne von Artikel 3 Buch-
stabe a unterzogen wurden;

b) Zahl der T5-Kontrollexemplare und gleichwertigen Dokumente für Aus-
fuhranmeldungen, bei denen keine Warenkontrolle Sinne von Artikel 3
Buchstabe a vorgenommen wurde;

c) Gesamtzahl der T5-Kontrollexemplare und gleichwertigen Dokumente.

2.2. Zahl und Rate der Kontrollen der Unversehrtheit der Siegel gemäß Artikel 7
je Ausgangszollstelle oder Zollstelle, der das T5-Kontrollexemplar zuge-
sandt wird und an der die Erzeugnisse, für die eine Erstattung beantragt
wird, das Zollgebiet der Gemeinschaft verlassen.

2.3. Zahl und Prozentsatz der Kontrollen, aufgeschlüsselt nach Substitutions-
kontrollen und besonderen Substitutionskontrollen im Sinne von Artikel 8
bzw. Artikel 9, je Ausgangszollstelle oder Zollstelle, der das T5-Kontroll-
exemplar zugesandt wird und an der die Erzeugnisse, für die eine Erstat-
tung beantragt wird, das Zollgebiet der Gemeinschaft verlassen.

2.4. Zahl der T5-Kontrollexemplare und gleichwertigen Dokumente, bei denen
die beim Abgang angebrachten Verschlüsse ohne Zollaufsicht entfernt oder
bei denen die Verschlüsse aufgebrochen wurden oder für die keine Be-
freiung von der Verschlusspflicht gemäß Artikel 357 Absatz 4 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2454/93 bewilligt wurde.
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2.5. Zahl der Substitutionskontrollen gemäß Artikel 8 dieser Verordnung, bei
denen Unregelmäßigkeiten festgestellt wurden, und die Zahl der festgestell-
ten Unregelmäßigkeiten mit finanziellen Auswirkungen, die über einen
Erstattungsbetrag von 1 000 EUR hinausgehen, gegebenenfalls mit Angabe
der für die Meldung gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1848/2006
verwendeten Referenznummer.

Zahl der besonderen Substitutionskontrollen gemäß Artikel 9 dieser Ver-
ordnung, bei denen Unregelmäßigkeiten festgestellt wurden, und die Zahl
der festgestellten Unregelmäßigkeiten mit finanziellen Auswirkungen, die
über einen Erstattungsbetrag von 1 000 EUR hinausgehen, gegebenenfalls
mit Angabe der für die Meldung gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1848/2006 verwendeten Referenznummer.

2.6. Gegebenenfalls die aktualisierte Zahl der Unregelmäßigkeiten gemäß Arti-
kel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1848/2006, die der Kommission in früheren
Berichten gemeldet wurden.

2.7. Umfang, in dem die Ausgangszollstellen oder die Zollstelle, der das T5-
Kontrollexemplar zugesandt wird, auf Artikel 15 Absatz 5 zurückgegriffen
haben, sowie die von den betreffenden Zahlstellen mitgeteilten Informatio-
nen.

3. Verfahren für die Auswahl der einer Warenkontrolle zu unterziehen-
den Sendungen

3.1. Beschreibung der Verfahren, die für die Auswahl der einer Warenkontrolle,
einer Substitutionskontrolle und einer besonderen Substitutionskontrolle zu
unterziehenden Sendungen angewandt wurden, und ihrer Wirksamkeit.

4. Änderungen des Systems oder der Strategie für die Risikoanalyse

4.1. Beschreibung aller Änderungen der der Kommission gemäß
Artikel 11 Absatz 3 mitgeteilten Maßnahmen.

5. Detaillierte Angaben zum Auswahlsystem und zur Risikoanalyse

Die Angaben gemäß den Punkten 5.1 bis 5.4 sind nur erforderlich, wenn
seit dem letzten Bericht Änderungen vorgenommen wurden.

Die Angaben gemäß Punkt 5.5 werden von den Mitgliedstaaten für den
Zeitraum im Jahr 2009 verlangt, in dem noch keine Mitteilung über die
Anwendung der Risikoanalyse gemäß Artikel 11 erfolgt ist.

5.1. Beschreibung des einheitlichen Systems, falls vorhanden, zur Aufzeichnung
der Gewichtungssätze für die bei den einzelnen Sendungen gegebenen
Risiken.

5.2. Beschreibung der Zeitabstände für die regelmäßige Neubewertung und An-
passung der eingeschätzten Risiken.

5.3. Beschreibung des Systems zur Überwachung und Rückmeldung, das ge-
währleistet, dass entweder gezielte Kontrollen vorgenommen oder aber
hinreichende Gründe für deren Unterbleiben aufgezeichnet werden.

5.4. Wurde die Risikoeinschätzung (siehe Punkt 5.2) in den letzten Berichtszei-
träumen nicht angepasst, bitte erläutern, warum die bestehende Einschät-
zung weiterhin angemessen ist, um die Wirksamkeit der Warenkontrollen
zu gewährleisten.

5.5. Wird keine Risikoanalyse gemäß Artikel 11 durchgeführt, bitte erläutern,
warum das bestehende Kontrollsystem weiterhin angemessen ist, um die
Wirksamkeit der Warenkontrollen zu gewährleisten.

6. Koordinierung mit der Verordnung (EG) Nr. 485/2008

6.1. Beschreibung der Maßnahmen gemäß Artikel 13 Absatz 1 dieser Verord-
nung, die zur Verbesserung der Koordinierung mit der Verordnung (EG)
Nr. 485/2008 getroffen wurden.

7. Probleme mit der Anwendung dieser Verordnung

7.1. Beschreibung etwaiger Schwierigkeiten, die bei der Anwendung dieser Ver-
ordnung aufgetreten sind, sowie der diesbezüglich getroffenen oder vorge-
schlagenen Abhilfemaßnahmen.
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8. Beurteilung der vorgenommenen Kontrollen

8.1. Beurteilung, ob die Durchführung der Kontrollen zufriedenstellend war.

8.2. Angabe, ob die bescheinigende Stelle gemäß Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 in ihrem letzten Bericht gemäß Artikel 5 Absatz 4
derselben Verordnung etwaige Bemerkungen zur Durchführung der Waren-
kontrollen und Substitutionskontrollen gemacht hat, und Verweis auf die
entsprechende Stelle in dem genannten Bericht (Kapitel, Seite usw.). Ent-
hält der Bericht Empfehlungen zur Verbesserung des Systems der Waren-
kontrollen und Substitutionskontrollen, bitte angeben, welche Maßnahmen
zur Systemverbesserung getroffen wurden.

8.3. Mitgliedstaaten, die die Maßnahmen im Sinne von Punkt 8.2 zum Zeit-
punkt der Erstellung des Jahresberichts noch nicht umgesetzt haben, sind
verpflichtet, diese Information bis spätestens 31. Juli des Jahres zu über-
mitteln, in dem der Jahresbericht vorgelegt wird.

9. Verbesserungsvorschläge

9.1. Gegebenenfalls Verbesserungsvorschläge entweder für die Anwendung der
Verordnung oder aber für die Verordnung selbst.
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ANHANG IX

Entsprechungstabelle

Verordnung (EWG)
Nr. 386/90

Verordnung (EG)
Nr. 3122/94

Verordnung (EG)
Nr. 2090/2002

Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1 Absatz 2 Artikel 1

Artikel 1 Absatz 3,
Artikel 5 Absatz 1, Ar-
tikel 3 und
Artikel 10 Absatz 4

Artikel 2

Artikel 2 Artikel 3

Artikel 3 Absätze 1 und 2 Artikel 4 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 4 Absätze 2 und 3

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 5 Absatz 1

Artikels 5 Absatz 1
und Absatz 6 Buch-
stabe b

Artikel 5 Absatz 2

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 5 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 5 Absätze 4 und 5

Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe b und
Artikel 3 Absatz 2 Un-
terabsatz 1

Artikel 6 Absatz 1

Artikel 3 Absatz 2 Un-
terabsatz 2

Artikel 6 Absatz 2
Buchstabe a

Artikel 3 Absatz 2 Un-
terabsatz 3

Artikel 6 Absatz 2
Buchstabe b

Artikel 5 Absatz 3 Artikel 6 Absatz 3

Artikel 6 Buchstaben a
und c

Artikel 6 Absatz 4

Artikel 2 Absatz 1 Artikel 6 Absatz 5

Artikel 2 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 6

Artikel 2 Absatz 3 Artikel 6 Absatz 7

Artikel 10 Absatz 2a Artikel 7

Artikel 3a Artikel 10 Absätze 1
und 2

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 4 Artikel 8 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 3 Artikel 8 Absatz 3

Artikel 10 Absatz 2a Artikel 9 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 4a Artikel 9 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 2 Artikel 10 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 2 Artikel 10 Absatz 2
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Verordnung (EWG)
Nr. 386/90

Verordnung (EG)
Nr. 3122/94

Verordnung (EG)
Nr. 2090/2002

Vorliegende Verordnung

Artikel 2 Absatz 3 Artikel 10 Absatz 3

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 1 Artikel 10 Absatz 2 Artikel 11 Absätze 1, 2
und 3

Artikel 2 (1) —

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 11 Absatz 4

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 11 Absatz 5

Artikel 4 Artikel 12

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 13 Absatz 1

Artikel 5 Artikel 13 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 1 Artikel 14 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2 Artikel 14 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 3 Artikel 15 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 5
Buchstabe a und
Artikel 10 Absatz 5a
Unterabsatz 2 (2)

Artikel 15 Absatz 2

Artikel 10 Absatz 5a
Unterabsatz 1

Artikel 15 Absatz 3

Artikel 10 Absatz 6 Artikel 15 Absatz 4

Artikel 10 Absatz 7
Unterabsatz 1

Artikel 15 Absatz 5

Artikel 11 Artikel 16

Artikel 12 Artikel 17

Artikel 18

Anhang I (3) Anhang I

Artikel 1 Anhang II

Artikel 8 Absatz 3
Buchstabe a

Anhang III

Artikel 8 Absatz 3
Buchstabe b

Anhang IV

Anhang Ia Anhang V

Anhang Ib Anhang VI

Anhang Ic Anhang VII

Anhang III Anhang VIII

Anhang IX

(1) Die Geheimhaltungspflicht fällt unter Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 450/2008.
(2) Artikel 10 Absatz 5a Unterabsatz 2 fällt unter Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 885/2006.
(3) Nummer 3 Buchstabe b fällt unter Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 485/2008.
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